
1

TauBlog - 1 / 2 - 15.06.2024

TauBlog
Écrasez l'infâme!

Vorrat an Gemeinsamkeiten sei aufgebraucht?
André Tautenhahn · Thursday, March 5th, 2009

So schallt es uns heute unisono aus den Medien entgegen. Nach dem nächtlichen Treffen im
Koalitionsausschuss gibt es nicht viel Konstruktives zu berichten. Es sieht so aus, als seien die
Positionen der drei Parteien miteinander unvereinbar. Die Koalition neige sich ihrem Ende
entgegen. Die Bundestagswahl sei nun erklärtes Ziel. Doch ist das wirklich so, wie man uns
glauben machen möchte? Oder wird mal wieder schäbiges Theater vorgespielt? Symbole für die

Masse.

Wer Ramsauer gehört oder in die Augen von Struck geblickt bzw. die akkustische Abwesenheit
von Kauder wohlwollend zur Kenntnis genommen hat, wird sich vielleicht nach ein wenig Abstand
gefragt haben, wo denn nun die Unvereinbarkeit in den Positionen der Koalitionäre liegen mag, die
uns hier aufgetischt werden soll. Wo sind denn die politischen Entwürfe oder gar die Visionen, die
in eine Auseinandersetzung gehen könnten?

Die SPD wedelt da mit ihrem Lieblingsthema Mindestlohn. Vor allem bei der Zeitarbeit. Doch ist
das überhaupt noch glaubwürdig? Jahrelang hatte die SPD als Kanzlerpartei Zeit, einen
Mindestlohn einzuführen. Stattdessen förderte Superminister a.D. Wolfgang Clement und die Rot-
Grüne Bundesregierung die Zeitarbeitsbranche und öffnete dort die Tür zum Lohndumping. Für
Clement übrigens ein lohnendes Geschäft. Er steht noch immer dem Adecco Institute zur
Erforschung der Arbeit vor, das vom weltweit größten Anbieter für Personaldienstleistungen
finanziert wird. Ferner war auch in dieser Wahlperiode die Möglichkeit greifbar, den immer wieder
geforderten flächendeckenden Mindestlohn mit den Stimmen der Grünen und der Linkspartei zu
beschließen. Doch man votierte offen gegen den eigenen Gesetzentwurf.

Wenn ich heute Steinbrück über die Spielregeln des Parlamentarismus reden höre, die man
einhalten müsse, wird mir ganz schlecht. Die SPD-Bundestagsfraktion hat doch selbst dafür
gesorgt, dass das Parlament an Ansehen und Bedeutung verloren hat. Da wäre die fingierte
Vertrauensfrage 2005 zu nennen, die zum freiwilligen Abbruch der eigenen Kanzlerschaft führte
oder eben die Spielchen im jetzigen Parlament, in dem eine SPD, die ihr Programm wirklich ernst
nehme, es ohne weiteres umsetzen könnte.

Wenn man z.B. tatsächlich einen Mindestlohn wollte, wäre gerade jetzt der Zeitpunkt günstig, die
eigene Politik mit einer anderen Mehrheit durchzusetzen. Denn gerade jetzt poltert ja auch die
Gegenseite, dass die Zweck-Ehe im Grunde am Ende sei. Warum sich also treiben lassen und sechs
Monate nichts mehr tun. Die Mehrheit ist doch da. Das wäre echter Parlamentarismus und vor allem

GLAUBWÜRDIG. Wenn aber Herr Heil sagt, er hätte sich gestern mehr beim Thema Mindestlohn
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gewünscht, da kann man sich nur an den Kopf fassen. Er könnte ihn schon längst haben. Aber das
ist überhaupt nicht gewollt! Und deshalb kann man auch nicht behaupten, die Gemeinsamkeiten
wären aufgebraucht.

In Wahrheit teilen Union und SPD viele Gemeinsamkeiten. Wer sich die Krisenpolitik anschaut und
vor allem den Umgang mit den gescheiterten deregulierten Finanzmärkten, wird verstehen, was
gemeint ist. Sie brauchen sich dazu nur einmal den aktuellen Koalitionsvertrag anschauen, in dem
die Förderung der Finanzmärkte und deren dubiose Produkte immer noch nachzulesen ist. Auf den
Seiten 86 und 87 finden sich die Empfehlungen für innovative Finanzprodukte, Hedgefonds und
Private Equity.

Produktinnovationen und neue Vertriebswege müssen nachdrücklich unterstützt
werden. Dazu wollen wir die Rahmenbedingungen für neue Anlageklassen in
Deutschland schaffen. Hierzu gehören:

Die Einführung von Real Estate Investment Trusts (Reits) unter der Bedingung,

dass die verlässliche Besteuerung beim Anleger sichergestellt wird und positive

Wirkungen auf Immobilienmarkt und Standortbedingungen zu erwarten sind,

der Ausbau des Verbriefungsmarktes,

die Erweiterung der Investitions- und Anlagemöglichkeiten für Public-Private

Partnerships,

die Überarbeitung der Regelungen für den Bereich Private Equity im Wege der

Fortentwicklung des bestehenden Unternehmensbeteiligungsgesetzes in ein

Private-Equity-Gesetz.

Das gilt alles noch. Es wurde auch kein Finanzmarktförderungsgesetz zurückgenommen.
Stattdessen hat man sich nun auf eine Regelung bei den Manager-Gehältern geeinigt und glaubt,
damit krisenbewusste Handlungsfähigkeit demonstrieren zu können. In Wahrheit aber, will man
von der eigenen Verstrickung ablenken und ferner verschleiern, dass man auch in Zukunft
möglichst wenig unternehmen will, die Fehler der Vergangenheit zu beheben. Da sind sich über die
Parteigrenzen hinweg alle einig.
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